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Arbeitsvertrag fiir Orthoptistinnen und Orthoptisten

zwischen
Arbeitgebende/Arbeitgebender
und
Arbeitnehmende/Arbeitnehmender
1. Das Arbeitsverhéltnis beginnt am und ist auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

Die ersten zwei Monate des Arbeitsverhaltnisses gelten als Probezeit.

2. Die Arbeitszeit betragt wochentlich Stunden (siehe auch Ziffer 6 ff.)
Uberstundenarbeit ist jene Mehrarbeit, welche die/der Arbeitnehmende iiber die vereinbarte Arbeits-
zeit hinaus leistet. Sie kann von der/dem Arbeitgebenden angeordnet werden, soweit dies betrieblich
notwendig ist und der/dem Arbeitnehmenden zugemutet werden kann (Art. 321c OR).

Wenn immer méglich sollen die Uberstunden durch Freizeit oder allfillige Mehrferien (Ferien, welche
Uber dem gesetzlichen Minimum von 4 Wochen liegen) gleicher Dauer ausgeglichen werden. Den Zeit-
punkt bestimmt die/der Arbeitgebende.

Flr den Fall, dass ein Ausgleich durch Freizeit oder Ferien nicht moglich ist,
O werden die Uberstunden samt einem Lohnzuschlag von 25% entschadigt.

O werden bei Teilzeitangestellten die Uberstunden, solange sie zusammen mit dem Teilzeitpensum
die betriebsubliche Arbeitszeit fir eine/n Vollzeitangestellte/n nicht Gberschreiten, lediglich nach
dem normalen Stundenansatz entschadigt.

Durch schriftliche Vereinbarung kénnen Arbeitgebende/r und Arbeithehmende/r von Fall zu Fall von
der gewahlten Regelung abweichen oder eine andere Regelung wéhlen.

3. Die Lohnzahlung erfolgt monatlich jeweils auf das Monatsende im
O Monatslohn brutto CHF pro Monat.

Am Jahresende beziehungsweise am Ende des Arbeitsverhiltnisses erhilt die/der Arbeitnehmende
als 13. Monatslohn einen Zwolftel der im betreffenden Kalenderjahr ausbezahlten Lohnsumme.

O stundenlohn (nur bei unregelmassiger oder sehr geringer Teilzeitarbeit)

Brutto pro Stunde (inklusive Anteil 13. Monatslohn) CHF
Zuziglich Ferienlohn % CHF
Total CHE

Der Ferienzuschlag betragt bei 4 Wochen Ferien 8.33%, bei 5 Wochen 10.64% und bei 6 Wochen
13.04% und ist bei jeder Lohnabrechnung separat auszuweisen. Zur Berechnung des Lohnfort-
zahlungsanspruchs gemass Ziffer 8.1 ff. ist bei Angestellten im Stundenlohn der durchschnittliche
Verdienst der letzten zwolf Monate massgebend (bei kiirzeren Arbeitsverhaltnissen der durch-
schnittliche Verdienst wahrend der entsprechend kiirzeren Anstellungsdauer).

Die Umrechnung von Monatslohn in Stundenlohn erfolgt nach der folgenden Formel: Brutto-
monatslohn (inklusive Anteil 13. Monatslohn) x 6.2%o plus Ferienzuschlag. Damit ist der Zuschlag
fiir Feiertage inbegriffen.

Die Parteien vereinbaren jeweils Ende Jahr, ob und in welchem Umfang der Lohn der Teuerung im
Vorjahr angepasst wird.

Zudem fuhren die Parteien jeweils im vierten Quartal ein Qualifikationsgesprach und vereinbaren eine
allféllige Reallohnerhdhung und Dienstalterszulage fiir das folgende Jahr.

5. Der Arbeitsbereich wird durch die/den Arbeitgebende/n definiert und orientiert sich insbesondere an
den Berufskenntnissen, wie sie in den Ausbildungsunterlagen umschrieben sind.
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Die/der Arbeitnehmende flhrt die ihr/ihm zugewiesenen Arbeiten gewissenhaft aus, wahrt die
Interessen der/des Arbeitgebenden in jeder Beziehung und behandelt die ihr/ihm anvertrauten
Instrumente, Apparate und Materialien sorgfaltig.

Arbeitnehmende, die ein Geheimnis offenbaren, das ihnen infolge ihres Berufes anvertraut worden ist
oder sie in dessen Ausiibung wahrgenommen haben, werden auf Antrag mit einer Freiheitsstrafe bis
zu drei Jahren oder einer Geldstrafe bestraft. Die Verletzung des Berufsgeheimnisses ist auch nach
Beendigung der Berufsauslibung strafbar (Art. 321 Ziffer 1 StGB).

Die/der Arbeitgebende trifft alle Vorkehrungen zum Schutz der/des Arbeitnehmenden; insbesondere
ist sie/er fir den Impfschutz gemdass den aktuell giiltigen Empfehlungen des Bundesamtes fir Gesund-
heit besorgt und Gbernimmt die Instruktion ber die beruflichen Gefahren.

Zusatzlich zur Absprache der Arbeitszeit gemass Ziffer 2 gelten nachfolgende Punkte (Auszug aus den
einschldgigen Bestimmungen des Arbeitsgesetzes ArG und den Verordnungen zum Arbeitsgesetz ArGV
lund2):

Die gesetzlich zuldssige wochentliche Hochstarbeitszeit betragt 50 Stunden und darf nur in Notfallen
Uberschritten werden. Die Uberzeitarbeit, welche die/der Arbeitnehmende in Notfillen Giber die
Hochstarbeitszeit hinaus erbringt, darf 2 Stunden pro Tag nicht Gberschreiten und pro Jahr nicht mehr
als 140 Stunden betragen (Art. 9 und 12 ArG).

Diese Uberzeitarbeit wird mit einem Lohnzuschlag von 25% entschidigt oder im Einverstandnis mit
der/dem Arbeitnehmenden durch Freizeit gleicher Dauer ausgeglichen.

Die/der Arbeitnehmende hat Anspruch auf 2 freie halbe Werktage pro Woche. Fallen sie mit einem
Feiertag zusammen, so ist der Anspruch hinfallig. Sonntage und gesetzliche Feiertage sind grundsatz-
lich dienstfrei (Ziffer 6.5 bleibt vorbehalten).

Die Arbeit ist durch Pausen von folgender Mindestdauer zu unterbrechen:

— eine Viertelstunde bei einer taglichen Arbeitszeit von mehr als 5.5 Stunden
— eine halbe Stunde bei einer taglichen Arbeitszeit von mehr als 7 Stunden

— eine Stunde bei einer taglichen Arbeitszeit von mehr als 9 Stunden

Die Pausen gelten als Arbeitszeit, wenn die/der Arbeitnehmende den Arbeitsplatz nicht verlassen darf
(Art. 15 ArG).

Als Nachtarbeit gilt die Arbeitsleistung zwischen 23:00 und 06:00 Uhr. Die/der Arbeitgebende kann sie
ohne behordliche Bewilligung nur anordnen, soweit die Aufrechterhaltung von Notfalldiensten zu
gewahrleisten ist (Art. 18 ArGV 2).

Nachtarbeit wird mit einem Lohnzuschlag von mindestens 25% entschadigt, falls die/der Arbeitneh-
mende weniger als 25 Nachte pro Jahr zum Einsatz gelangt (Art. 17b ArG in Verbindung mit Art. 31
ArGV 1). Wird die/der Arbeitnehmende haufiger zur Nachtarbeit herangezogen, gelten zusatzlich die
einschlagigen Bestimmungen des ArG.

Sonntagsarbeit ist diejenige Arbeitsleistung, die auf einen Sonn- oder Feiertag fallt. Die/der Arbeitge-
bende kann Sonntagsarbeit ohne behordliche Bewilligung nur anordnen, soweit die Aufrechterhaltung
von Notfalldiensten zu gewéhrleisten ist (Art. 18 ArGV 2).

Sonntagsarbeit von einer Dauer bis zu 5 Stunden ist durch Freizeit auszugleichen. Dauert sie langer als
5 Stunden, so ist wahrend der vorhergehenden oder der nachfolgenden Woche ein auf einen Arbeits-
tag fallender Ersatzruhetag von mindestens 24 Stunden zu gewahren (Art. 20 ArG).

Sonntagsarbeit wir zudem mit einem Lohnzuschlag von mindestens 50% entschadigt.

Die/der Arbeitgebende gestaltet die Arbeitsbedingungen fiir schwangere Frauen und stillende Mutter
so, dass ihre Gesundheit und die Gesundheit des Kindes nicht beeintrachtigt werden (Art. 35 ArG).
Die/der Arbeitgebende darf die Arbeitnehmende nicht Uber die vertraglich festgelegte normale Dauer
der taglichen Arbeit und in keinem Fall Gber 9 Stunden pro Tag beschéftigen (Art. 60 ArGV 1).

Schwangere und stillende Frauen diirfen nur mit ihrem Einverstandnis beschaftigt werden. Schwan-
gere dirfen auf blosse Anzeige hin von der Arbeit fernbleiben oder die Arbeit verlassen. Sie haben fiir
diese Zeit keinen Anspruch auf Lohn, ausser bei einer medizinisch begriindeten Arbeitsunfahigkeit im
Sinne von Ziffer 8.1 des Vertrages. Schwangere Frauen dirfen zudem ab der 8. Woche vor der Nieder-
kunft zwischen 20:00 und 06:00 Uhr nicht beschaftigt werden. Stillenden Miittern ist die erforderliche
Zeit zum Stillen freizugeben (Art. 35a ArG).

Mutter dirfen 8 Wochen nach der Niederkunft nicht und danach bis zur 16. Woche nur mit ihrem
Einverstandnis beschaftigt werden (Art. 35a ArG). Die Lohnfortzahlung in dieser Zeit richtet sich nach
Ziffer 8.3.
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Die/der Arbeitgebende darf schwangeren Frauen und stillenden Mittern gefahrliche und beschwer-
liche Arbeiten nur ibertragen, wenn auf Grund einer Risikobeurteilung feststeht, dass dabei keine
konkrete gesundheitliche Belastung fiir Mutter und Kind vorliegt oder eine solche durch geeignete
Schutzmassnahmen ausgeschaltet werden kann (Art. 62 ArGV 1).

Arbeitnehmende mit Familienpflichten diirfen nur mit ihrem Einverstindnis zu Uberzeitarbeit (Ziffer
6.1) herangezogen werden. Auf ihr Verlangen ist ihnen eine Mittagspause von mindestens 1.5 Stunden
zu gewahren. Als Familienpflichten gelten die Erziehung von Kindern bis zum Alter von 15 Jahren und
die Betreuung pflegebediirftiger Angehoriger oder nahestehender Personen (Art. 36 ArG).

Die/der Arbeitnehmende hat Anspruch auf mindestens 4 Kalenderwochen Ferien pro Jahr. Arbeit-
nehmenden unter 20 und ab 50 Jahren stehen 5 Wochen Ferien zu. Mindestens 2 Ferienwochen
miissen zusammenhangend bezogen werden.

Uber den Mindestanspruch hinausgehende, durch Abwesenheit der/des Arbeitgebenden bedingte
Ferien werden mit allfilligen Uberstunden beziehungsweise allfilliger Uberzeit verrechnet und bei
Fehlen anders lautender Vereinbarungen voll besoldet.

Den Zeitpunkt der Ferien bestimmt die/der Arbeitgebende und nimmt auf Wiinsche der/des Arbeit-
nehmenden soweit Riicksicht, als dies mit dem Interesse des Betriebs vereinbar ist. Der Zeitpunkt ist
mindestens 3 Monate vor Ferienbeginn bekanntzugeben.

Der/dem Arbeitnehmenden ist die erforderliche Zeit zur Erledigung von dringenden personlichen
Angelegenheiten bei voller Bezahlung und ohne Anrechnung an Ferien oder Ruhetage freizugeben,
sofern diese Anldsse nicht auf freie Tage, Halbtage oder freie Randstunden gelegt werden kdnnen. Als
dringliche personliche Angelegenheit gelten beispielsweise Arztbesuche, das Aufsuchen einer Amts-
stelle, das Vorstellungsgesprach fiir eine neue Arbeitsstelle nach erfolgter Kiindigung, die Absolvierung
von Priifungen sowie weitere Ereignisse, fir die der Maximalanspruch wie folgt festgelegt wird:

—zur Betreuung von kranken Kindern bis zu 3 Tagen (Art. 36 ArG)
— bei Heirat bis zu 3 Tagen

— bei Tod nahestehender Familienangehériger bis zu 3 Tagen

— bei Umzug des eigenen Haushaltes bis zu 2 Tagen

— bei Hochzeit nahestehender Verwandter bis zu 1 Tag

Die/der Arbeitnehmende orientiert die/den Arbeitgebenden so friih als méglich Gber den Zeitpunkt
und den Grund der Abwesenheit. Bei der Betreuung von kranken Kindern kann die/der Arbeitgebende
ein arztliches Zeugnis verlangen (Art. 36 ArG).

Die/der Arbeitgebende gibt der/dem Arbeitnehmenden Gelegenheit, sich beruflich weiterzubilden,
insbesondere indem ihr/ihm die notwendige Zeit zum Besuch von Kursen und Tagungen eingerdumt
wird. Der/dem Arbeitnehmenden stehen jahrlich 3 bezahlte, nicht an Ferien oder Ruhetage anrechen-
bare Urlaubstage zum Besuch von berufsbezogenen Veranstaltungen zu. Die/der Arbeitnehmende und
die/der Arbeitgebende verstiandigen sich Gber Zeitpunkt und Dauer sowie allfillige Entl6hnung weiter-
gehender Abwesenheiten rechtzeitig und mit Ricksicht auf den Betrieb.

Die/der Arbeitgebende hat der/dem Arbeitnehmenden bis zum vollendeten 30. Altersjahr fir unent-
geltliche leitende, betreuende oder beratende Tatigkeit im Rahmen ausserschulischer Jugendarbeit in
einer kulturellen oder sozialen Organisation sowie fiir die dazu notwendige Aus- und Weiterbildung
jedes Dienstjahr Jugendurlaub bis zu insgesamt einer Arbeitswoche zu gewahren. Die/der Arbeitneh-
mende hat widhrend des Jugendurlaubs keinen Lohnanspruch (Art. 329e OR).

Ist die/der Arbeitnehmende durch Krankheit, krankhaften Schwangerschaftsverlauf oder dhnliche
Grinde ohne eigenes Verschulden an der Arbeitsleistung verhindert, so hat die/der Arbeitnehmende
Anspruch auf Zahlung des Lohns wdhrend folgender Mindestdauer:

—im 1. und 2. Dienstjahr (vom 1. Arbeitstag an) 1 Monat

—im 3. Dienstjahr 3 Monate
—im 4. Dienstjahr 4 Monate
—im 5. Dienstjahr 5 Monate
—ab dem 6. Dienstjahr 6 Monate

Bei Arbeitsverhinderung aus gesundheitlichen Griinden infolge Schwangerschaft (sogenannte Risiko-
schwangerschaften) der Arbeitnehmenden hat die/der Arbeitgebende den Lohn im gleichen Umfang
zu entrichten.

Mehrere Abwesenheiten wahrend eines Dienstjahres werden zusammengezahlt.

Die Parteien konnen die gesetzliche und vertragliche Lohnfortzahlungspflicht durch eine gleichwertige
Lohnausfallversicherung ersetzen. In diesem Fall richten sich die Leistungen ausschliesslich nach einer
allfalligen separaten Vereinbarung und dem Versicherungsvertrag.
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Bei Unfallen tritt die Taggeldleistung der obligatorischen Unfallversicherung an die Stelle der Lohnfort-
zahlungpflicht (Art. 324b OR). Die/der Arbeitgebende entschadigt die ersten 3 Unfalltage mit 100% des
Lohns. Die Versicherungspramien fiir die obligatorische Versicherung der Berufsunfille und Berufs-
krankheiten tragt die/der Arbeitgebende, diejenige fiir Nichtberufsunfalle (abweichende Abrede vor-
behalten) die/der Arbeitnehmende. Die/der Arbeitgebende schuldet den gesamten Pramienbetrag
(Art. 91 UVG).

Bei Niederkunft und Wochenbett stehen der Arbeitnehmenden wahrend 14 Wochen die Leistungen
gemass Erwerbsersatzgesetz (EOG) zusatzlich zur Lohnfortzahlungspflicht gemass Ziffer 8.1 zu. Der
Anspruch auf Leistungen gemass EOG endet vorzeitig mit jeder Wiederaufnahme der Erwerbstatigkeit
(Art. 16d EOG).

Die/der Arbeitgebende ergénzt die Leistungen geméass EOG auf 100% des vor der Niederkunft ausbe-
zahlten Lohns, unabhangig davon, ob die Arbeitnehmende das Arbeitsverhéltnis wahrend der Schwan-
gerschaft auflost oder nach der Niederkunft fortsetzen wird.

— bei Niederkunft im 2. bis 4. Dienstjahr wahrend 4 Wochen

— bei Niederkunft ab dem 5. Dienstjahr wahrend 8 Wochen

Schwangere Frauen und stillende Mutter, die aus gesundheitlichen Griinden auf Grund von beschwer-
lichen und gefdhrlichen Arbeiten bestimmte Arbeiten nicht verrichten kénnen, haben Anspruch auf
80% des Lohns, samt einer angemessenen Verglitung fir ausfallenden Naturallohn, soweit ihnen
die/der Arbeitgebende keine gleichwertige Ersatzarbeit zuweisen kann (Art. 35 ArG).

Ist die/der Arbeitnehmende durch schweizerischen Zivilschutz-, Militdr- oder Rotkreuzdienst an der
Arbeitsleistung verhindert, so gilt die Lohnfortzahlungspflicht gemass Ziffer 8.1. Die Leistungen der EO
gehen an die/den Arbeitgebenden. Nach Ablauf der Lohnfortzahlungspfllicht erhalt die/der Arbeit-
nehmende lediglich die Leistungen der EO.

Die/der Arbeitnehmende untersteht dem Bundesgesetz lUber die berufliche Alters-, Hinterlassenen-
und Invalidenvorsorge (BVG). Die altersabhangige Versicherungspramie wird zwischen der/dem
Arbeitgebenden und der/dem Arbeitnehmenden hilftig aufgeteilt.

Kinderzulagen werden gemass den jeweiligen geltenden kantonalen Bestimmungen ausgerichtet.

Das Arbeitsverhaltnis kann wahrend der Probezeit jederzeit mit einer Kiindigungsfrist von 7 Tagen
gekiindigt werden.

Nach Ablauf der Probezeit kann das Verhaltnis im 1. Jahr mit einer Kiindigungsfrist von 1 Monat,
im 2. bis und mit dem 9. Dienstjahr mit einer Frist von 2 Monaten und nachher mit einer Frist von
3 Monaten je auf das Ende eines Monats gekiindigt werden.

Nach Ablauf der Probezeit darf die/der Arbeitgebende das Arbeitsverhiltnis unter anderem nicht

kiindigen:

—wahrend die/der Arbeitnehmende ohne eigenes Verschulden durch Krankheit oder Unfall ganz oder
teilweise an der Arbeitsleistung verhindert ist, und zwar im 1. Dienstjahr wahrend 30 Tagen, ab dem
2. bis und mit 5. Dienstjahr wahrend 90 Tagen und ab dem 6. Dienstjahr wahrend 180 Tagen

—wahrend der Schwangerschaft und in den 16 Wochen nach der Niederkunft

Die fristlose Vertragsauflésung aus wichtigen Griinden gemaéss Art. 337 OR bleibt wahrend der ganzen
Dienstzeit vorbehalten.

Jede Vertragsauflosung ist schriftlich zu erklaren. Sie ist zudem schriftlich zu begriinden, wenn die
andere Partei dies verlangt.

Soweit im vorliegenden Vertrag nichts anderes vereinbart ist, gelten die Bestimmungen des Obligatio-
nenrechts betreffend den Arbeitsvertrag. Vorbehalten bleiben auch, soweit sie nicht zitiert sind, die

zwingenden Bestimmungen des Arbeitsgesetzes und der dazugehdérigen Vollzugsverordnungen.

Dieser Vertrag wird in 2 Exemplaren ausgefertigt und beiderseits unterzeichnet. Jede Vertragspartei
erhilt ein Exemplar. Anderungen dieses Vertrags bediirfen der schriftlichen Form.

Ort und Datum

Die/der Arbeitgebende

In Anlehnung an den Arbeitsvertrag der Medizinischen Praxis-Fachpersonen, der von der FMH in Zusammenarbeit mit den Berufs-
verbdnden SVA und ARAM herausgegeben wurde.

SWISS ORTHOPTICS 2020

4/4



	Das Arbeitsverhältnis beginnt am: 
	Die Arbeitszeit beträgt wöchentlich: 
	Monatslohn brutto CHF: 
	CHF: 
	Zuzüglich Ferienlohn: 
	CHF_2: 
	CHF_3: 
	4 1: 
	4 2: 
	4 3: 
	Check Box3: Off
	Check Box4: Off
	Check Box2: Off
	Check Box5: Off
	Text22: 
	Text222: 
	Text1: 
	Text2: 


